
 
 

Stellungnahme des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS) zur humanitären Situation und zu den 
gesundheitlichen Gefährdungen durch Groß- und Notunterkünfte 

I. Hintergrund 

Mit dem Koalitionsbeschluss vom 13. November 2025 hat die Berliner 
Regierungskoalition aus CDU und SPD beschlossen, die dezentrale Unterbringung 
geflüchteter Menschen weitgehend zu stoppen und stattdessen den Fokus auf 
Großunterkünfte zu legen. Vorgesehen sind u. a. eine Erweiterung des Standorts 
Tempelhof um bis zu 1.100 Plätze, die Reaktivierung Tegels als Ankunftszentrum mit 
2.600 Plätzen sowie der Stopp zahlreicher seit Jahren geplanter Wohncontainerprojekte. 

Diese Entscheidung ist integrationspolitisch kurzsichtig und birgt erhebliche Risiken für 
die physische und psychische Gesundheit der untergebrachten Menschen. Die 
humanitären Missstände in der Ankunfts- und Notunterkunft Tegel in den vergangenen 
Jahren sind hinlänglich dokumentiert1. Dennoch wurde die Notunterkunft in Terminal C 
nach kurzer Schließung im Januar erneut eröffnet. An der Bauweise von mit nach oben 
geöffneten Waben sowie der damit einhergehenden fehlenden Privatsphäre und den 
bekannten strukturellen Problemen hat sich nichts geändert.2 

Aktuell verschärft sich die Situation auch in Tempelhof dramatisch: Seit September 
2025 kam es dort zu vier Todesfällen sowie mehreren dokumentierten 
Suizidversuchen und schweren Selbstverletzungen. Fachstellen des BNS – 
insbesondere XENION, das Beratungsprojekte in unmittelbarer Nähe anbietet – 
berichten von einer deutlichen Zunahme akuter Krisen, Rettungseinsätzen und 
stationären psychiatrischen Einweisungen. Zugleich ist eine deutliche Zunahme von 
suchtkranken Bewohnenden zu beobachten.  

Die Unterbringungsbedingungen – insbesondere die enge Belegung, fehlendes 
Tageslicht in den Hangars, dauerhafte künstliche Beleuchtung sowie ein hoher 
Lärmpegel – wirken massiv destabilisierend. Hinzu kommen Unsicherheitsgefühle 
infolge starker Sicherheitspräsenz sowie fehlende geschützte Wege, etwa zu 
Sanitäranlagen. Diese massiven psychischen Belastungen durch die Unterbringung, 
gekoppelt mit unsicheren Aufenthaltsperspektiven und einer strukturell 
unzureichenden medizinischen und psychosozialen Versorgung, führen dazu, dass 
Suchterkrankungen zunehmen und Suizidalität für manche Betroffene als letzter 
Ausweg erscheint. 

 
1 https://www.spiegel.de/panorama/fluechtlingsunterkunft-berlin-tegel-ein-ort-des-chaos-und-der-
millionen-geschaefte-a-46a7c8d6-4224-47b7-b393-c55fe80f13b6   
2 https://www.berlin.de/laf/ueber-uns/pressemitteilungen/2022/pressemitteilung.1635137.php  

https://www.spiegel.de/panorama/fluechtlingsunterkunft-berlin-tegel-ein-ort-des-chaos-und-der-millionen-geschaefte-a-46a7c8d6-4224-47b7-b393-c55fe80f13b6
https://www.spiegel.de/panorama/fluechtlingsunterkunft-berlin-tegel-ein-ort-des-chaos-und-der-millionen-geschaefte-a-46a7c8d6-4224-47b7-b393-c55fe80f13b6
https://www.berlin.de/laf/ueber-uns/pressemitteilungen/2022/pressemitteilung.1635137.php


 
Vor diesem Hintergrund fordert das BNS einen sofortigen Kurswechsel: den Stopp 
des Ausbaus von Not- und Großunterkünften, die Rückkehr zur dezentralen 
Unterbringung sowie kurzfristige Maßnahmen zur Abwendung akuter 
Gesundheitsgefährdungen – insbesondere in Tempelhof. 

II. Warum Großunterkünfte krank machen 

Studien, u. a. der BAfF, belegen seit Jahren, dass Massenunterkünfte gravierende 
gesundheitliche Risiken bergen – insbesondere für Kinder, traumatisierte und 
anderweitig besonders schutzbedürftige Menschen3. Enge Wohnverhältnisse ohne 
Rückzugsmöglichkeiten, Mehrbettzimmer mit fremden Personen, fehlende Privatsphäre, 
permanente Lärmbelastung, mangelnde Sicherheit sowie das ständige Miterleben von 
Konflikten oder Polizeieinsätzen prägen den Alltag geflüchteter Menschen. Diese 
Bedingungen verhindern Stabilisierung und wirken als dauerhafte Stressoren. 
Traumatisierungen – insbesondere bei Kindern – werden häufig spät oder gar nicht 
erkannt und können sich chronifizieren.  

Gleichzeitig brechen zentrale Schutzfaktoren weg: soziale Kontakte außerhalb der 
Unterkunft, verlässliche Bildungsangebote, Freizeit- und Bewegungsräume sowie ein 
strukturierter Alltag. Die in Großunterkünften praktizierte Segregationsbeschulung, wie 
auch in Tegel und Tempelhof der Fall, verstärkt diese Effekte zusätzlich und isoliert 
Kinder weiter vom sozialen Umfeld der Stadt.  

Auch integrationspolitisch sind Großunterkünfte nachweislich problematisch: Sie 
erschweren den Zugang zu Sprachkursen, Arbeit, Ausbildung und zivilgesellschaftlicher 
Teilhabe und verstetigen soziale Ausgrenzung. Studien zeigen, dass lange Aufenthalte in 
Sammelunterkünften mit schlechterer psychischer Gesundheit, geringerer 
Bildungsbeteiligung und schlechteren Integrationsverläufen einhergehen4. 

Diese Erkenntnisse spiegeln sich in der täglichen Beratungspraxis unserer Fachstellen in 
Tempelhof wider: Kinder, Jugendliche und Erwachsene entwickeln depressive 
Symptome, Angststörungen oder erleben eine Reaktivierung traumatischer 
Erinnerungen infolge der Unterbringungsbedingungen. Für Kinder und Jugendliche 

 
3 BAfF e. V. (2020): Living in a Box? Psychosoziale Folgen des Lebens in Sammelunterkünften für 
geflüchtete Kinder, Berlin. Online: https://www.baff-zentren.org/wp-
content/uploads/2020/05/BAfF_Living-in-a-box_Kinder-in-Ankerzentren.pdf 
4 Siegert, M. (2021): Beeinflussen Gemeinschaftsunterkünfte die soziale Integration Geflüchteter? Eine 
empirische Analyse anhand der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten. Soziale Welt, 72(2), 206–
236. Online: https://www.jstor.org/stable/27284881 
Rast, E.; Hintermeier, M.; Bozorgmehr, K.; Biddle, L. (2024): Housing and health: A multidimensional 
qualitative analysis of the experiences of asylum seekers and refugees living in German reception centres. 
SSM – Qualitative Research in Health, 5, 100407. DOI: https://doi.org/10.1016/j.ssmqr.2024.100407 



 
bedeutet das Aufwachsen in Großunterkünften eine dauerhafte Entwicklungsbelastung 
mit langfristigen Folgen für Gesundheit, Bildung und Zukunftschancen.  

III. Handlungsempfehlungen 

Groß- und Notunterkünfte stellen keine menschenwürdige Form der Unterbringung dar, 
zu der das Land Berlin nach nationalem, europäischem und internationalem Recht 
verpflichtet ist. Die EU-Aufnahmerichtlinie 2013/33/EU verpflichtet die Mitgliedstaaten 
dazu, die besonderen Bedürfnisse vulnerabler Personen zu berücksichtigen und eine 
bedarfsgerechte Unterbringung sowie eine angemessene medizinische Versorgung 
sicherzustellen (Art. 21–22). 

Oberstes Ziel muss daher stets die Unterbringung geflüchteter Menschen in 
eigenem Wohnraum sein. Die Aufenthaltsdauer in Erstaufnahmeeinrichtungen ist auf 
das unbedingt erforderliche Minimum zu begrenzen. Solange eine Unterbringung in 
eigenem Wohnraum nicht möglich ist, empfehlen wir dem Berliner Senat die 
folgenden Maßnahmen: 

1. Rückbau von Not- und Großunterkünften 
Der Beschluss vom 13. November 2025 ist zurückzunehmen, gestoppte Projekte 
zur dezentralen Unterbringung sind unverzüglich wiederaufzunehmen. 
Bestehende und geplante Großunterkünfte sind deutlich in ihrer Kapazität zu 
reduzieren; insbesondere in Tempelhof ist die Notunterbringung schrittweise 
rückzubauen. 

2. Verbindliche Mindeststandards gesetzlich absichern 
Berlin benötigt ein soziales Unterbringungsgesetz, das verbindliche 
menschenrechtliche Mindeststandards für Unterkünfte festlegt, Anforderungen 
an Notunterbringung regelt, finanzielle Unterstützungsleistungen für Bezirke zur 
Stärkung der sozialen Infrastruktur vorsieht sowie Monitoring- und 
Kontrollmechanismen etabliert.  

3. Alternativen zum Standort Tegel prüfen 
Der Standort Tegel ist als zukünftiges Ankunftszentrum grundsätzlich zu 
überprüfen. Parteiübergreifend besteht Konsens, dass eine Wiederholung der 
dortigen Unterbringungsbedingungen nicht akzeptabel ist; faktisch ist jedoch 
eine Reproduktion dieser Zustände bereits jetzt zu beobachten.  Die im Januar 
wiedereröffnete Notunterbringung in Tegel ist daher unverzüglich zu schließen.  
Für die Umsetzung der GEAS-Reform sind alternative Standorte ernsthaft zu 
prüfen und umzusetzen. Entsprechende Konzepte liegen bereits vor und könnten 
zudem kostengünstiger sein als ein Weiterbetrieb des Standorts Tegel. 
Die neu eröffnete Unterbringung im Terminal C darf nur als Notunterkunft 
fungieren, in welcher Menschen für wenige Tage untergebracht werden, sofern 
keine Unterbringungskapazitäten in regulären Unterkünften bestehen.  



 
4. Schutz besonders schutzbedürftiger Menschen, insb. Kindern sicherstellen 

Not- und Großunterkünfte sind grundsätzlich ungeeignet für die Unterbringung 
besonders schutzbedürftiger Personen. Die neuen GEAS-Rechtakte verpflichten 
Berlin in jedem Einzelfall das Vorliegen einer besonderen Schutzbedürftigkeit zu 
identifizieren und die Unterbringung an den besonderen Bedarfen zu orientieren. 
Besonders schutzbedürftige Menschen sind vorrangig in spezialisierten 
Schwerpunktunterkünften oder wohnungsähnlichen, kleinen Einheiten 
unterzubringen.  
Kinder und Jugendliche dürfen nicht in Not- oder Großunterkünften 
untergebracht werden. Es ist eine verbindliche Altersuntergrenze einzuführen. 
Familien mit minderjährigen Kindern benötigen Zugang zu wohnungsähnlichen, 
kleinteiligen Unterbringungsformen. 

5. Medizinische, therapeutische und psychosoziale Versorgung ausbauen 
Erforderlich sind niedrigschwellige ärztliche Versorgung, kultursensible Beratung, 
traumaspezifische psychotherapeutische Angebote, Unterstützung für 
Suchterkrankte sowie wirksame Schutzkonzepte. Eine feste medizinische 
Anbindung vor Ort – idealerweise in Form eines MVZ mit Kassensitz – ist 
sicherzustellen. Der Betreuungsschlüssel in allen Unterkunftsformen ist deutlich 
zu erhöhen. 
 

IV. Schlussfolgerung 

Die Zustände in den Groß- und Notunterkünften Tempelhof und Tegel stellen eine akute 
Gefährdung der Gesundheit und des Lebens der dort untergebrachten Menschen dar. 
Die dokumentierten Todesfälle, Suizidversuche und schweren psychischen Krisen 
zeigen, dass es sich nicht um Einzelfälle, sondern um strukturelle Missstände handelt. 

Berlin ist rechtlich verpflichtet, menschenwürdige Unterbringung sowie eine 
bedarfsgerechte medizinische und psychosoziale Versorgung sicherzustellen. 
Erforderlich ist ein klarer Kurswechsel hin zu dezentraler Unterbringung und 
verbindlichen Mindeststandards sowie ein unmittelbarer Ausbau der psychosozialen 
Versorgung.  

Gerne erläutern wir die humanitären Verhältnisse sowie die aus fachlicher Sicht 
erforderlichen Unterstützungsstrukturen in einem persönlichen Gespräch. 

Berlin, den 20.01.2026 

Gez.: Andrea Haefner 
Berliner Netzwerk für besonders schutzbedürftige geflüchtete Menschen (BNS)  


